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Einleitung

brasilien ist ein Land kontinentaler Ausmaße. Mit seinen 
8.515.692,27 km² Fläche steht es unter der ägide eines präsidialen 
Regierungssystems und ist politisch-administrativ als föderative 
Republik organisiert, die sich in Union (bund), bundesstaaten (Län-
der), Kommunen und bundesdistrikt gliedert. Verteilt auf 27 bun-
deseinheiten (Länder) und 5565 Kommunen hat brasilien heute 
190.755.799 Einwohner.1 Mit einem Wachstum von 7,5 prozent im 
Jahr 2010, einem bruttoinlandsprodukt (bIp) von R$ 3675 billionen 
oder rund U$ 2200 billionen und einem bIp pro Kopf von U$ 10.000 
gehört es zu den sieben größten Wirtschaftsmächten der Welt.

Nichtsdestotrotz steht es noch immer auf der Liste der Nationen mit 
der größten sozialen Ungleichheit der Erde. Das eine prozent der 
bevölkerung, das den Reichsten entspricht, erwirtschaftet das gleiche 
Haushaltseinkommen wie die ärmsten 50 prozent der bevölkerung 
zusammengerechnet. Dem Institut für Angewandte Wirtschaftsfor-
schung (Instituto de pesquisa Econômica Aplicada, IpEA) zufolge 
leben zehn Millionen Menschen von weniger als einem Dollar pro Tag 
(bIp pro Kopf). Rund 54 Millionen Menschen, 30 prozent der brasilia-
nischen bevölkerung, werden als arm eingestuft. Von ihnen leben 34 
Millionen in Armutsbedingungen und zwanzig Millionen in extremer 
Armut.2 Daneben wohnen ca. 80 prozent der bevölkerung im städti-
schen Raum ohne die Gewährleistung angemessener Wohn- und 
Infrastrukturbedingungen. Laut Daten der UN-Habitat waren im Jahr 
2005 38,5 prozent der städtischen Wohnsitze in prekärem Zustand.

In diesem Szenarium von Armut und Ungleichheiten hat auch die 
behinderung ihren besonderen platz. Nach Zahlen der Weltbank3 
gibt es in der Region Lateinamerikas und der Karibik mindestens 
achtzig Millionen Menschen mit behinderungen – oder zehn prozent 



der bevölkerung. 82 prozent der Menschen mit behinderungen in 
Entwicklungsländern leben laut den Vereinten Nationen in Armutsbe-
dingungen oder in extremer Armut, was auch ihre Familien beein-
trächtigt, und 30 prozent der Straßenkinder haben nach UNIcEF 
behinderungen. Diese lateinamerikanische Realität zeigt sich ebenso 
in brasilien, wo 14,5 prozent der bevölkerung oder 25 Milllionen 
Menschen eine Art von behinderung aufweisen.

Obwohl die behinderung unter berücksichtigung des sozialen Gesichts-
punkts und der Menschenrechte als Eigenschaft eines Menschen oder 
Aspekt der menschlichen Vielfalt angesehen wird, steht sie im demo-
kratischen brasilien des 21. Jahrhunderts noch immer als Synonym 
für Diskriminierung und Missachtung. Die Verletzung der Menschen-
rechte dieses Teils der brasilianischen bevölkerung ist noch immer 
eine Realität, die geändert werden muss. 

Die bundesverfassung von 1988 – parameter, der für alle weiteren 
Normen gilt, aus denen sich die brasilianische Rechtsordnung bildet 
– erkennt nicht nur die prävalenz der Menschenrechte als Grundprin-
zip an, sondern bestimmt auch brasiliens Handeln in internationalen 
beziehungen (Art. 4, II) und die unmittelbare Anwendbarkeit der 
grundlegenden Rechte und Garantien (§ 1 des Art. 5), einschließlich 
derjenigen, die in internationalen Menschenrechtsabkommen aufge-
führt sind, wie es der Fall bei der Konvention ist. Auch bestimmt sie 
die prävalenz der für das Opfer günstigsten Normen oder derjenigen, 
die effektiv die Menschenrechte schützen, wenn es um Konflikte 
zwischen internen Normen und dem internationalen System geht. 
Jedoch werden ihre postulate nicht umgesetzt, wenn die Rechte von 
Menschen mit behinderungen auf dem Spiel stehen.

Als Opfern eines historischen gesellschaftlichen Ausschlussprozesses 
sowie ohne die Anerkennung ihrer person als Rechtssubjekt ist es 
Menschen mit behinderungen verweigert, vollständig ihre bürger-
rechte und ihr Recht auf Teilhabe am gesellschaftlichen Leben unter 
den gleichen bedingungen anderer Menschen auszuüben. Der man-
gelnde Zugang zu qualitativ hochstehender bildung, die geringe be- 
schäftigungsfähigkeit, der prekäre Zugang zu grundlegenden öffentli-
chen Diensten, zum Gesundheitssystem, zu Transportmitteln und zu 
angemessenem Wohnraum, sowie das Leben mit physischen, architek-
tonischen, sprachlichen und persönlichen barrieren hat dazu beigetra- 
gen, den Teufelskreis von Armut und behinderung aufrechtzuerhalten.
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Die Konvention der Vereinten Nationen über die Rechte von Men-
schen mit behinderungen war das erste Menschenrechtsabkommen, 
das in das brasilianische Rechtssystem mit dem Status einer Verfas-
sungsnorm aufgenommen wurde. Sie wurde mit einem Sonderquo-
rum von drei Fünftel der Stimmen der Mitglieder der beiden gesetz-
gebenden Häuser (Abgeordnetenkammer und Senat) in zwei Wahl-
gängen in übereinstimmung mit der Verfassungsänderung Nr. 45 
vom 8. Dezember 2004 ratifiziert. Dieser Erfolg ist bemühungen von 
für die Förderung und den Schutz der Rechte von Menschen mit 
behinderungen engagierten Gruppen, Mitgliedern der Zivilgesell-
schaft, Nichtregierungsorganisationen, Aktivisten für Menschenrechte 
und für die Rechte der Menschen mit behinderungen sowie öffentli-
chen und akademischen persönlichkeiten zu verdanken, die im Jahr 
2007 die Kampagne „Ich unterzeichne die Inklusion” (campanha 
Assino Inclusão) als Schnittstelle der bewegung für die Ratifizierung 
des übereinkommens gestartet hatten und damit zur Koordination 
und bewusstseinsbildung von parlamentariern und zur überwachung 
des Genehmigungsverfahrens des Abkommens beitrugen. Die durch 
den Senat vertretene Legislative billigte den Wortlaut des überein-
kommens durch seine Verordnung Nr. 1864 vom 9. Juli 2008, die 
durch die Exekutive mittels Erlass Nr. 6.9495 vom 25. August 2009 
verkündet und neben den Normen, die den höchsten Rang unter den 
Rechtsnormen einnehmen, rechtsverbindlich wurde.

Mehr als zwei Jahre nach Inkrafttreten des übereinkommens muss 
brasilien nun dem UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen mit 
behinderungen seinen nationalen bericht zur bewertung vorlegen 
und somit die genannte Stelle, die für die beurteilung und überwa-
chung der Umsetzung der durch dieses neue internationale Men-
schenrechtsabkommen gewährleisteten Rechte zuständig ist, über 
die erlangten Fortschritte und die festgestellten Schwierigkeiten 
während dieser ersten phase der Verwirklichung der Rechte informie-
ren. Anfang April 2011 veröffentlichte die brasilianische Regierung 
über das Staatssekretariat zur Förderung der Rechte von Menschen 
mit behinderungen durch die bekanntmachung der öffentlichen 
Konsultation Nr. 01/2011, veröffentlicht im bundesamtsblatt (Diário 

Oficial da União) vom 5. April 2011, den bericht, den sie beabsichtigt 
dem genannten Ausschuss vorzulegen, um der Zivilgesellschaft 
Gelegenheit für Kommentare, Kritik und Darstellung ihrer beiträge  
zu geben.
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Es muss anerkannt werden, dass die Offenlegung des berichts ein 
Versuch ist, in übereinstimmung mit Artikel 4 des übereinkommens 
die breite Teilhabe von Menschen mit behinderungen über ihre 
Organisationen zu fördern. Jedoch ist es wahr, dass während des 
gesamten prozesses der Erstellung des berichts diese Teilhabe nicht 
ordnungsgemäß gewährleistet war. Dies zeigt, dass trotz einiger 
weniger Initiativen in diesem Sinne das Defizit hinsichtlich der Teil-
habe von Menschen mit behinderungen an den prozessen und Dis-
kussionen, die ihr Leben beeinflussen, weiterhin besteht.

Indem die brasilianische Zivilgesellschaft eine stärkere Einbindung in 
den prozess der Umsetzung und überwachung des übereinkommens 
sucht, ist sie dabei sich für organisierte Aktionen zu mobilisieren. 
Ausgehend von einer strategischen Sitzung zum Thema „UN-behinder-
tenrechtskonvention: Fortschritte, Herausforderungen und Teilhabe 
der Zivilgesellschaft” vom 17. bis zum 19. November 2010 in São 
paulo, koordiniert vom Lateinamerikanischen Netzwerk von Nichtregie-
rungsorganisationen von Menschen mit behinderungen und ihren 
Familien (Rede Latinoamericana de Organizações Não-Governamentais 
de pessoas com Deficiência e suas Famílias, RIADIS) und der conectas 
Direitos Humanos, hat sich eine Arbeitsgruppe von Vertretern aus 
verschiedenen Regionen des Landes, Mitgliedern nationaler Gremien 
zum Schutz der Rechte von Menschen mit behinderungen und der 
Menschenrechte, mit dem Ziel organisiert, aus Informationen, Erfah-
rungen und Daten, die von Organisationen der Zivilgesellschaft einge-
sandt werden, einen Schattenbericht zu erstellen, der vom Inhalt  
des berichts der brasilianischen Regierung ausgeht und dem überwa-
chungsausschuss der Vereinten Nationen vorgelegt werden soll.

Die für die Strukturierung und Koordination des Erstellungsprozesses 
des Schattenberichts zuständige Gruppe gestaltet derzeit in der 
Vorbereitungsphase die Formulare, die der allgemeinen Zivilgesell-
schaft in barrierefreier Form zum Einholen von beiträgen zur Verfü-
gung gestellt werden, und diskutiert Strategien zur Harmonisierung 
der Inhalte, die geschickt werden, mit blick auf die spätere Erweite-
rung des Konsultationsprozesses.

Stand der Umsetzung 

Die Verbesserung der Lebensqualität der Menschen mit behinderun-
gen hängt unmittelbar von der Ausweitung ihrer Teilhabe am gesell-
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schaftlichen Leben ab. Mit der Ratifikation des übereinkommens ist 
ein Sensibilisierungsprozess der Gesellschaft hinsichtlich der Rechte 
der Menschen mit behinderungen ausgelöst worden. Aktionen zur 
Erhöhung des bewusstseins und zur Verbreitung von Kenntnissen 
über den Inhalt dieser neuen Menschenrechtskonvention werden seit 
einiger Zeit von Nichtregierungsorganisationen durchgeführt, die sich 
mit der Verteidigung der Rechte der Menschen mit behinderungen 
und der Menschenrechte an sich im Land befassen. Obwohl die Ratifi-
kation bereits dazu beigetragen hat, einen prozess der gesellschaftli-
chen Mobilisierung und der Mitwirkung der Menschen mit behinde-
rungen einzuleiten, gilt es noch viel zu erobern.

Das brasilianische Rechtssystem berücksichtigt eine umfangreiche 
Liste von Normen, die die Rechte von Menschen mit behinderungen 
garantieren und zum Großteil bereits vor dem Text des übereinkom-
mens bestanden. Trotz dieses formal gewährleisteten Schutzes 
erleben die Menschen mit behinderungen alltäglich die chronische 
Missachtung ihrer Rechte. Die Realität, die sich diesen Menschen 
offenbart, ist das Ergebnis eines historischen Stigmatisierungspro-
zesses und fehlender oder unzulänglicher politischer Maßnahmen, 
programme und Aktionen zur Förderung ihrer Rechte.

Die Erhöhung der Teilhabe der Menschen mit behinderungen am 
gesellschaftlichen Leben und die Verbesserung ihrer Lebensqualität 
hängen von einer Reihe tief greifender struktureller änderungen ab. 
Vor diesem Hintergrund ist es die Aufgabe des brasilianischen Staa-
tes Maßnahmen einzuführen, die auf Folgendes abzielen: (i) die 
Umsetzung intersektoraler staatlicher politiken, die die Universalisie-
rung des Zugangs zu Gütern und öffentlichen Diensten in den berei-
chen Gesundheit, bildung, Sozialversicherung und –fürsorge, Woh-
nungsbau, berufliche bildung, Habilitation und Rehabilitation, Trans-
port u.a. ermöglichen; (ii) das empowerment der Menschen mit 
behinderungen, die zur eigenen Anerkennung als Träger oder Sub-
jekte von legitimen Rechten, vom Staat und den übrigen nichtstaatli-
chen beteiligten Akteuren ihre vollständige Verwirklichung fordern; 
und (iii) die Entwicklung verschiedener programme zur Unterstüt-
zung der Teilhabe an der Zivilgesellschaft.

Fakt ist, dass in brasilien, obwohl das übereinkommen im Jahr 2008 
ratifizert wurde, seitens der bundesregierung bislang noch keine 
systemische und koordinierte bemühung zur wirksamen Umsetzung 
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der Rechte und Garantien, die in diesem neuen Menschenrechtsab-
kommen nochmals bestätigt wurden, festgestellt werden konnte. 
Daher ist es noch nicht möglich, detailliert die von der Ratifizierung 
hervorgerufenen änderungsprozesse und Ergebnisse zu bewerten.

Chancen für Inklusion 

Der Gedanke der Errichtung einer inkludierenden Gesellschaft erreicht 
allmählich größere Kreise. Nichtregierungsorganisationen, die in 
diesem bereich arbeiten, sowie auch einige Initiativen der Regierung 
selbst versuchen die allgemeine öffentlichkeit für dieses Thema zu 
sensibilisieren. Die Kampagne „barrierefreiheit – Folge dieser Idee”  
(Acessibilidade – Siga esta Idéia) beispielsweise wurde im Jahr 2006 
durch den Nationalen Rat für die Rechte von Menschen mit behinde-
rungen (conselho Nacional dos Direitos da pessoa com Deficiência 
– cONADE) gestartet und hat seitdem den beitritt von öffentlichen 
und privaten Unternehmen, Künstlern, Fußballvereinen, bundesstaat-
lichen und kommunalen Regierungen, des brasilianischen Obersten 
Gerichtshofes sowie des Senats und der Abgeordnetenkammer 
erreicht. Ein weiteres beispiel ist die Kampagne „Gleich in der Unter-
schiedlichkeit – Für Inklusion der Menschen mit behinderungen” 
(Iguais na Diferença – pela Inclusão das pessoas com Deficiência), 
die 2009 durch das damalige Unterstaatssekretariat zur Förderung 
der Rechte der Menschen mit behinderungen, das heutige Staatsse-
kretariat für die Rechte der Menschen mit behinderungen, ins Leben 
gerufen wurde. Die produktion des ersten Werbefilms, der im brasili-
anischen Fernsehen mit allen Mitteln der barrierefreiheit für Men-
schen mit behinderungen – der brasilianischen Gebärdensprache 
LIbRAS, Untertiteln und Audiodeskription – ausgestrahlt wurde, war 
Teil dieser Initiative.

Obwohl solche Aktionen einen wichtigen aufklärerischen charakter 
haben, indem sie zur bewusstseinsbildung der allgemeinen öffent-
lichkeit beitragen, positive Einstellungen und die Vision einer inklu-
dierenden Gesellschaft stärken, ist noch nicht klar, ob die barriere-
freiheit und die Inklusion tatsächlich wie andere Themen auf der 
Tagesordnung stehen, wodurch eine gewisse Gefahr besteht, diese 
nur oberflächlich und unzureichend zu behandeln. Feststellen lässt 
sich, dass bislang nur wenige praktische Maßnahmen von den betei-
ligten gesellschaftlichen Akteuren vorgenommen wurden, um wirk-
same Veränderungen hinsichtlich der Durchsetzung der Rechte der 
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Menschen mit behinderungen zu fördern. Es reicht nicht aus, dass die 
verschiedenen Sphären der Gesellschaft sich formell für die barriere-
freiheit und die Inklusion der Menschen mit behinderungen engagie-
ren, wenn sie in der praxis nicht die notwendigen Veränderungen zur 
Schaffung dieser neuen gesellschaftlichen Realität veranlassen.

Artikel 4.3 des übereinkommens befasst sich mit der pflicht der 
Vertragsstaaten, enge Konsultationen mit Menschen mit behinderun-
gen, einschließlich Kindern, über die sie vertretenden Organisationen 
zu führen und sie aktiv einzubeziehen bei der Ausarbeitung und 
Umsetzung von Rechtsvorschriften und politischen Konzepten zur 
Umsetzung des übereinkommens und bei anderen Entscheidungspro-
zessen, die sie betreffen. bezüglich der Erfüllung dieser bestimmung 
wurde dieser in jeder partizipativen Demokratie so dringend nötige 
Dialog aufgrund mangelnder Erfahrung und der fehlenden Kultur 
einer effektiven Teilnahme der Zivilgesellschaft an der Ausarbeitung 
und Umsetzung von Rechten und politischen Konzepten, die ihre 
Verwirklichung gewährleisten, noch nicht so geführt, wie es sein 
sollte. Die Diskussion ist noch offen und die Zivilgesellschaft muss 
sich weiterhin um die Erfüllung der bestimmung bemühen, in der 
Hoffnung, bald eine partnerschaft mit der Regierung aufzubauen.

Daneben liegt eine der größten Schwierigkeiten bei der Entwicklung 
von sektorenübergreifenden plänen sowie politischen Konzepten und 
programmen zur Strukturierung einer inkludierenden Gesellschaft in 
der Untätigkeit der Legislative, deren Aufgabe es wäre, die Verwirkli-
chung der Rechte, die das übereinkommen garantiert, einzuleiten 
und zu fördern. Um diesen Mangel an Aktion wettzumachen, ist in 
der Konvention selbst schon bestimmt, dass die Vertragsstaaten eine 
Anlaufstelle bezeichnen oder schaffen, die als Koordinierungsmecha-
nismus für die Ausarbeitung von politischen Maßnahmen zur Verwirk-
lichung der gewährleisteten Rechte wirksam wird. Fakt ist, dass die 
brasilianische Regierung noch nichts unternommen hat, um dieser 
Verpflichtung nachzukommen.

Eine beteiligung der politischen Elite am prozess der Inklusion exis-
tiert zwar, jedoch bislang noch in geringem Maße. Um die bestim-
mungen des Artikels 33 des übereinkommens zu erfüllen, der sich 
mit den Staatsorganen zur Durchsetzung und überwachung des 
Vertrags befasst, wurde das Staatssekretariat für die Förderung der 
Rechte der Menschen mit behinderungen, Teil des Sekretariats für 
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Menschenrechte des präsidialamtes, durch den Gesetzerlass Nr. 
7.256 vom 4. August 20106 zur Anlaufstelle der Regierung ernannt. 
Obwohl es offiziell als zuständige Stelle für die Förderung der Umset-
zung des übereinkommens auf nationaler Ebene erklärt wurde, 
verfügt das Sekretariat bis heute über keinen Arbeitsplan, der ihm 
erlauben würde zu handeln, wodurch die Ausführung der wichtigen 
Funktionen, die ihm übertragen wurden, beeinträchtigt wurde. Es ist 
außerdem hervorzuheben, dass bislang noch keine nationale über-
wachungsstelle in übereinstimmung mit den pariser prinzipien defi-
niert oder erschaffen wurde, so dass die Zivilgesellschaft weiterhin 
darauf wartet, dass Maßnahmen zur vollständigen Erfüllung des 
entsprechenden Artikels des übereinkommens getroffen werden.

Mit den kürzlich neu gewählten Mitgliedern hat das brasilianische 
parlament nun einige wenige Vertreter mit behinderungen oder 
Angehörige von Menschen mit behinderungen. Außerdem gibt es 
seit 2005 in der Struktur des Senats einen Ständigen Unterausschuss 
für soziale Angelegenheiten der Menschen mit behinderungen (Sub-
comissão permanente de Assuntos Sociais das pessoas com Defi-
ciência, cASDEF), der dem Ausschuss für soziale Angelegenheiten 
(comissão de Assuntos Sociais, cAS) angehört.7 Schließlich hat der 
Nationalkongress 2011 die Gemischte parlamentarische Front zum 
Schutz der Rechte der Menschen mit behinderungen (Frente parla-
mentar Mista de Defesa dos Direitos da pessoa com Deficiência) 
wieder ins Leben gerufen. Sie setzt sich aus Abgeordneten und 
Senatoren8 zusammen und hat zum Ziel, politische Konzepte und 
Aktionen zur Umsetzung der Rechte der Menschen mit behinderun-
gen zu verfolgen, die bearbeitung von Vorschlägen im Interesse der 
betroffenen im Nationalkongress zu überwachen, Veranstaltungen 
zur Verbreitung von Themen, die die Menschen mit behinderungen 
betreffen, durchzuführen sowie Erfahrungen und Informationen mit 
parlamenten und Organisationen anderer Länder auszutauschen.

Obwohl die Vision einer inkludierenden Gesellschaft zunehmend von 
der allgemeinen öffentlichkeit und der politischen Elite thematisiert 
wird, befinden sich die zur Durchsetzung dieser neuen Realität not-
wendigen politischen prozesse und gesellschaftlichen Veränderungen 
noch immer in der Anfangsphase, d.h. es steht noch viel Arbeit an.
 
Unter den brasilianischen Regionen zeigen der Norden mit 16,7 
prozent und der Nordosten mit 16,1 prozent ein prozentual über dem 
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nationalen Durchschnitt liegendes Vorkommen von behinderungen 
auf. Laut Daten der Volkszählung des brasilianischen Instituts für 
Geographie und Statistik (Instituto brasileiro de Geografia e Estatís-
tica, IbGE) aus dem Jahr 2000 haben 15,3 prozent der Frauen und 
13,7 prozent der Männer eine Art von behinderung. Unter Menschen 
im Alter von über 15 Jahren haben 18,8 prozent eine behinderung. 
Nach Daten derselben Umfrage gibt es bei der ländlichen brasiliani-
schen bevölkerung 15,1 prozent und bei der städtischen 14,3 pro-
zent Menschen mit behinderungen.

Solche Disparitäten bezüglich des Geschlechts, des Alters, aber  
auch der Ethnie veranschaulichen, dass in brasilien die Inklusion 
noch nicht generell in der Gesellschaft gelebt wird und dass weiter-
hin Unterschiede im Grad der Inklusion zwischen verschiedenen 
Teilgesellschaften existieren. beim Lesen der oben genannten pro-
zentsätze sowie der zu beginn des berichts dargelegten Wirtschafts-
daten zeigt sich, dass Armut und Ungleichheit unter Menschen mit 
behinderungen weiterbestehen. Diese Realität macht sich bei der 
Analyse von Informationen zum profil und zur Lebenssituation der 
Menschen bemerkbar, die heute in Gebieten extremer Armut leben.

Eine der wichtigsten Strategien zur gesellschaftlichen Inklusion der 
Menschen mit behinderungen hängt direkt mit der Umsetzung 
öffentlicher politiken zusammen, die Zugang zu bildung, Gesundheit, 
Arbeit, Transport und städtischen Räumen verschaffen. Aufgrund des 
in brasilien herrschenden politisch-administrativen Modells der Auf-
teilung der öffentlichen befugnisse und Zuständigkeiten zwischen 
bund, Ländern und Kommunen existiert gleichzeitig eine starke 
politik der Dezentralisierung – bezüglich der Verwaltung und Mittel, 
durch die die brasilianische Exekutive den Ländern und Kommunen 
über programme, projekte und Abkommen finanzielle Mittel für die 
Umsetzung von Maßnahmen in verschiedenen bereichen zuweist.

Um die Effektivität dieser Dezentralisierungsstrategie und die sinn-
volle Verwendung der öffentlichen Mittel zu gewährleisten, ist es 
notwendig, die Schwierigkeiten zu überwinden, vor die uns die Größe 
des Territoriums der Föderativen Republik brasilien mit ihren 27 Län-
dern und mehr als 5.600 Kommunen stellt, ebenso wie die man-
gelnde Kapazität der lokalen Regierungsebene zur Ausarbeitung und 
Durchführung von projekten. Ein weiteres Hindernis, was es zu bewäl-
tigen gilt, vor allem im bereich der Inklusion und der Umsetzung von 
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praktischen Maßnahmen der barrierefreiheit im Rahmen von Ent-
wicklungsprogrammen und –projekten, ist die mangelnde Kenntnis 
der Gesetzgebung und technischer Standards in bezug auf das 
Thema barrierefreiheit, was bislang zu einer geringen Nutzung der 
für die entsprechenden programme verfügbaren Mittel geführt hat.

Im Jahr 2004 wurde das brasilianische programm zur urbanen barri-
erefreiheit – barrierefreies brasilien (programa brasileiro de Acessibi-
lidade Urbana – brasil Acessível) geschaffen. Es besteht aus Maßnah-
men und Instrumenten zur Anregung und Unterstützung öffentlicher 
Verwaltungen auf Kommunal- und Länderebene zur Entwicklung von 
Initiativen, die die barrierefreiheit gewährleisten, und basiert auf 
fortschrittlichen Richtlinien, wie z.b. der Anwendung der Logik des 
Universellen Designs wie auch der Einbindung der Zivilgesellschaft in 
die Erarbeitung der projekte. Dieses größte brasilianische programm 
zur urbanen barrierefreiheit soll eine detailliertere bestandsauf-
nahme und Maßnahmen für die Landespolitik zum Thema barriere-
freiheit für Menschen mit behinderungen und eingeschränkter Mobili-
tät präsentieren, die öffentliche Verkehrsmittel, die bewegung im 
öffentlichen Raum und die beseitigung von architektonischen barrie-
ren umfassen, stets im Hinblick auf die soziale Inklusion, chancen-
gleichheit und Wahrnehmung der bürgerrechte von Menschen mit 
behinderungen und Senioren. Angaben über die Durchführung dieses 
programms offenbaren den sehr niedrigen Umsetzungsstand von nur 
rund zehn prozent des insgesamt Vorgesehenen.

Leider wurde dieses programm in den letzten Jahren zunehmend 
vernachlässigt, was durch das Setzen von anderweitigen prioritäten 
seitens des Ministeriums der Städte erklärt werden könnte – und 
sich in der geringen Nutzung der zugewiesenen Mittel und der 
mangelnden beteiligung der Zivilgesellschaft bei der Verfolgung 
seiner Einführung widerspiegelt. Diese bewertung des „barriefreien 
brasiliens” führt zu dem Schluss, dass es neben der Verfügbarkeit 
von finanziellen Mitteln notwendig ist, dass die nationalen Entwick-
lungsprogramme und –projekte, vor allem diejenigen zur barriere-
freiheit, bei ihrer Aufstellung Qualifizierungskomponenten zu den 
Themen der städtebaulichen und architektonischen barrierefreiheit 
und der technischen Hilfe hinzufügen, um die fehlenden Kenntnisse 
und den Mangel an technischem Fachwissen über diese Themen zu 
überwinden.
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Trotz der Kritik können erste Fortschritte bereits festgestellt werden. 
Der bundesstaat São paulo beispielsweise, der derzeit (mit mehr 
als vierzig Millionen Menschen in 645 Stadtgemeinden) die höchste 
Einwohnerzahl des Landes aufweist, hat durch den Gesetzerlass Nr. 
53.485 vom 26. September 2008 Maßnahmen für die Umsetzung des 
Konzepts des Universellen Designs beim bau von Sozialwohnungen 
eingeführt. Diese Norm ist ein gutes beispiel dafür, was getan werden 
sollte, um die vollständige Inklusion der Menschen mit behinderun-
gen in die Gesellschaft im Ganzen zu ermöglichen.

Chancen für Teilhabe 

Bildung

Daten der Weltbank besagen, dass 20 bis 30 prozent der Kinder mit 
behinderungen in der Region Lateinamerikas und der Karibik die 
Schule besuchen.9 Obwohl 92 Länder die Salamanca Erklärung unter-
zeichnet haben, wird außerdem geschätzt, dass nur fünf prozent der 
behinderten Kinder die 9. Klasse abschließen.

In brasilien zeigte der „Schulzensus” (censo Escolar) von 2010 einen 
zehnprozentigen Anstieg der Anmeldungen in der Sonderpädagogik 
– von 639.718 im Jahr 2009 auf 702.603, von denen 218.271 Einge-
schriebene (31 prozent) Sonderklassen oder -schulen besuchten und 
484.332 (69 prozent) regulären Unterricht. Die Zahl der im regulären 
Schulsystem und in der Erwachsenenbildung Eingeschriebenen 
erhöhte sich um 25 prozent, während die Anmeldungen in Sonder-
klassen oder –schulen um 14 prozent zurückging. 75,8 prozent aller 
Anmeldungen in der Sonderpädagogik wurden in staatlichen Schulen 
und 24,2 prozent in privaten registriert. Schüler mit behinderungen 
wurden vor allem in den Grundstufen – 1. bis 9. Klasse – (74,4 
prozent) angemeldet, waren zahlenmäßig nur gering vertreten in  
der Oberstufe (vier prozent) und in der frühkindlichen bildung (9,8 
prozent), dafür mehr in der Erwachsenenbildung (11,3 prozent). 
Derzeit gelten 30 prozent der staatlichen Schulen brasiliens als 
barrierefrei.

Wenn einerseits die oben genannten Zahlen Fortschritte deutlich 
machen, zeigen sie andererseits, dass noch ein weiter Weg zu 
beschreiten ist, damit für Menschen mit behinderungen voller Zugang 
zu einer qualitativ hochwertigen bildung gewährleistet ist. Von 

55



51.549.889 Anmeldungen in den Grundschulen des ganzen Landes 
erfolgten nur 702.603 bzw. 1,36 prozent in der Sonderpädagogik.  
Im Vergleich zwischen Daten von 2007 (654.606 Anmeldungen) und 
2010 (702.603 Anmeldungen) lässt sich ablesen, dass die Zunahme 
der Anmeldungen in der Sonderpädagogik nur 6,8 prozent betrug. 
Daneben wurden nur 1.779 aller Anmeldungen von Menschen mit 
behinderungen in der beruflichen bildung registriert.

Laut Statistikamt IbGE10 gaben 1.333 bzw. 23,95 prozent der für die 
bildung zuständigen behörden aus den 5.565 brasilianischen Kom-
munen im Jahr 2009 die Zunahme der betreuung für Schüler mit 
sonderpädagogischen bedürfnissen als wichtigste Maßnahmen oder 
Aktionen an und nur 149 bzw. 2,68 prozent sagten, sie hätten die 
Schaffung von berufsbildenden Kursen vorgezogen.

Diese Angaben zeigen, dass die berufliche bildung im Land gefördert 
werden muss. Damit Menschen mit behinderungen größere chancen 
auf Teilhabe am Arbeitsmarkt und am Leben in der Gesellschaft 
allgemein haben, muss in ihre berufsausbildung investiert werden. 
Darüber hinaus sollten effektive intersektorale Richtlinien von der 
Regierung klar angegeben werden, damit die für die Entwicklung des 
bildungswesens im Land zur Verfügung stehenden Mittel auf Länder- 
und vor allem auf kommunaler Ebene gut genutzt werden.

Arbeitsmarkt

Weitere Daten der Weltbank11 offenbaren, dass 80 bis 90 prozent der 
Menschen mit behinderungen in Lateinamerika und in der Karibik 
arbeitslos sind oder potenziell nicht als Arbeitskraft gelten. Darüber 
hinaus erhalten die meisten dieser Menschen, die einen Arbeitsplatz 
haben, geringen oder keinen Lohn für die von ihnen ausgeübten 
Tätigkeiten.

Das brasilianische Ministerium für Arbeit und beschäftigung veröf-
fentlichte kürzlich Daten aus dem Jahresbericht über Sozialinformati-
onen (Relação Anual de Informações Sociais, RAIS)12 aus dem Jahr 
2010 über die Inklusion von Menschen mit behinderungen in den 
Arbeitsmarkt. Demnach wurden 17.400 neu geschaffene formale 
Arbeitsplätze von Menschen mit behinderungen wie folgt besetzt: 
54,47 prozent von Körperbehinderten; 22,49 prozent von Hörgeschä-
digten; 5,79 prozent von Sehbehinderten; 5,10 prozent von Men-
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schen mit geistiger behinderung und 1,26 prozent von Menschen mit 
Mehrfachbehinderungen. Die restlichen 10,90 prozent der Menschen 
mit behinderungen wurden laut Angaben als rehabilitierte Arbeitneh-
mer eingestellt.

Heute gibt es 306.000 in brasilien tätige Arbeitnehmer mit behinde-
rungen, was einen Anstieg von 6,2 prozent gegenüber den 288.600 
formal eingestellten Arbeitnehmern mit behinderungen im Jahr 2009 
repräsentiert.13 Doch im Vergleich mit dem Jahr 2007 zeigt sich, dass 
die Zahl der beschäftigten mit behinderungen damals 348.000 betrug, 
was einen Rückgang von zwölf prozent zwischen den Jahren 2007 
und 2010 bedeutet. Im untersuchten Zeitraum gab es also eine 
Verringerung der Zahl der Arbeitsplätze für Arbeitnehmer mit behin-
derungen.

Derzeitig besitzen von den 300.000 Arbeitnehmern mit behinderun-
gen 41.000 den Abschluss der neunten Klasse, 121.000 den der 12. 
Klasse und 37.000 einen Hochschulabschluss. bezüglich des Ge-
schlechts sind Männer stärker bei allen Arten von behinderungen 
vertreten, insgesamt 65,42 prozent der Arbeitnehmer mit behinde-
rungen. Gegenüber den siebzehn Millionen Menschen mit behinderun-
gen im erwerbsfähigen Alter, laut brasilianischem Institut für Geogra-
phie und Statistik (IbGE), erweist sich allerdings die Gesamtzahl der 
in den Arbeitsmarkt integrierten Menschen mit behinderungen als 
minimal.
 
brasilien verfügt über eine Quotenregelung, die die Inklusion der 
Menschen mit behinderungen in den Arbeitsmarkt fördert. Nach dem 
Gesetz Nr. 8.213 vom 24. Juli 1991 (Quotengesetz)14 sind Unterneh-
men mit einhundert oder mehr Mitarbeitern unter Androhung von 
Strafabgaben verpflichtet, Leistungsempfänger nach ihrer Rehabilita-
tion oder Menschen mit behinderungen einzustellen, die berechtigt 
sind, den folgenden prozentsatz ihrer Arbeitsplätze zu besetzen:

 I  – bis zu 200 Mitarbeitern zwei prozent;
 II  –  von 201 bis zu 500 drei prozent;
 III  –  von 501 bis zu 1.000 vier prozent;
 IV  –  ab 1.001 fünf prozent.

Obwohl es sich hierbei um eine Förderpolitik handelt, die zur Einglie-
derung der Menschen mit behinderungen in den Arbeitsmarkt beige-
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tragen hat, reicht das genannte Gesetz nicht aus, um das problem 
der beschäftigungsfähigkeit der Menschen mit behinderungen in 
brasilien zu lösen. Die mangelnde Schulbildung und berufliche Quali-
fizierung dieser bevölkerungsgruppe stellen noch immer barrieren 
dar, die überwunden werden müssen. Notwendig sind öffentliche 
Investitionen in die Entwicklung von programmen zur berufsausbil-
dung und Qualifizierung der Menschen mit behinderungen, damit sie 
einen würdigen platz auf dem Arbeitsmarkt finden können, den sie 
verdienen.

In der praxis gibt es noch immer Widerstand, der die vollständige 
Umsetzung dieser affirmative policy erschwert. Die nicht immer 
positive Einstellung seitens der Unternehmer verhindert, dass sie die 
Menschen mit behinderungen als produktiv wahrnehmen und ange-
messene Vorkehrungen treffen, um die barrierefreiheit am Arbeits-
platz zu gewährleisten, wie es das übereinkommen der Vereinten 
Nationen und andere nationale einschlägige Gesetze bestimmen.

bezüglich der Quoten im öffentlichen Dienst lässt sich aus der gemein-
samen Auslegung des Artikels 37 der bundesverfassung, dem Geset-
zerlass 3.298 vom 20. Dezember 199915 und dem Gesetz 8.112 vom 
11. Dezember 199016 schließen, dass Menschen mit behinderungen 
das Recht gewährleistet ist, sich bei öffentlichen Ausschreibungen 
gleichberechtigt mit anderen Kandidaten um Stellen zu bewerben, 
deren auszuführende Aufgaben vereinbar mit ihrer behinderung sind, 
wobei für sie mindestens fünf prozent und höchstens 20 prozent der 
ausgeschriebenen Stellen reserviert sind. In der praxis hat sich 
gezeigt, dass gewöhnlich die Untergrenze der Quote eingehalten 
wird. Hier ist eine änderung der Mentalität bei der Umsetzung dieser 
affirmative policy notwendig.

Im Jahr 2009 hat brasilien den Amtsantritt des ersten sehbehinder-
ten Richters erlebt. Es handelt sich um Dr. Ricardo Tadeu Marques da 
Fonseca, Richter der zweiten Instanz, der heute zum Landesarbeits-
gerichts des bundesstaates paraná gehört. Obwohl dies trotz aller 
bestehenden rechtlichen Garantien ein Erfolg war, führt die Zulas-
sung von Menschen mit behinderungen bei öffentlichen Ausschrei-
bungen noch immer zu Kontroversen. Häufig werden Menschen mit 
behinderungen, obwohl sie die prüfungen bestanden haben, später 
bei der ärztlichen Untersuchung zum Nachweis der auf dem Anmel-
deformular angegebenen behinderung zurückgewiesen mit dem 
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Argument, dass „die behinderung mit den in der Stelle auszuführen-
den Aufgaben unvereinbar ist”. Viele dieser Fälle wurden bei Stellen-
ausschreibungen für den Einstieg in die Justizlaufbahn entdeckt, was 
die mangelnde Vorbereitung genau der Verantwortlichen für die 
Gerechtigkeit im Land aufzeigt, mit der neuen Realität umzugehen, 
wie sie das übereinkommen erfordert.

Leben in der Gesellschaft

Die breite Teilhabe von Menschen mit behinderungen am Leben in 

der Gesellschaft hängt wesentlich davon ab, dass sie als personen, 
als Menschen mit Willen und präferenzen anerkannt werden. Ihre 
stärkere oder geringere beteiligung am gesellschaftlichen Leben 
hängt auch von dem Raum ab, der ihnen gewährt wird, um das aus-
zudrücken, was sie denken und sich für ihr Leben wünschen. In 
brasilien stehen die Menschen mit behinderungen, gemäß geltender 
Gesetzgebung, noch immer begrenzungen der uneingeschränkten 
Ausübung ihrer Rechts- und Handlungsfähigkeit gegenüber – hier 
verstanden als Fähigkeit, Rechte zu haben und auszuüben. 

Obwohl die brasilianische Zivilgesetzgebung die Möglichkeit der 
vollständigen oder teilweisen beschränkung der Ausübung der 
Rechts- und Handlungsfähigkeit durch das betreuungsverfahren 
vorsieht, entsteht allgemein der Eindruck, dass es Menschen mit 
geistiger behinderung sehr häufig völlig verwehrt ist, selbst Hand-
lungen des Zivillebens auszuführen. Viele Fälle von rechtlicher be-
treuung sind unnötig und gegen die Interessen der Menschen mit 
behinderungen. Um beispielsweise eine pflegeversicherung (benefício 
de prestação continuada, bpc) zu erhalten, eröffnen viele Familien, 
da die Gesetzgebung einen Nachweis der Arbeitsunfähigkeit er fordert, 
ein betreuungsverfahren für den Menschen mit behinderung, der 
diese Sozialleistung erhalten möchte, im Glauben, dass damit das 
Gewährungsverfahren erleichtert werde. Das Geld, das dann dem 
betreuer gezahlt wird, wird oft für andere Zwecke als die vorrangigen 
bedürfnisse der Menschen mit behinderungen genutzt.

Das Fehlen statistischer Daten über Fragen hinsichtlich behinderungen 
erschwert oder verhindert sogar eine effektive, detaillierte bewer-
tung des Ausmaßes der Teilhabe dieser Menschen am gesellschaftli-
chen Leben sowie der Ausübung der bürgerrechte der Menschen mit 
geistiger behinderung.
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Somit erfordert die Umsetzung des Artikels 12 der UN-behinderten-
rechtskonvention, der sich mit der Rechts- und Handlungsfähigkeit 
dieser Menschen befasst, besonders starke bemühungen seitens der 
brasilianischen Regierung und der Zivilgesellschaft, damit sich die 
hier genannten Rechte und Garantien verwirklichen. Ein wichtiger 
Aspekt dieser bestimmung ist der übergang vom derzeitigen Modell 
der ersetzenden Entscheidungsfindung zum Modell der unterstützten 
Entscheidungsfindung, welche Menschen mit behinderungen ein 
Höchstmaß an Selbstbestimmung, Freiheit und Selbstständigkeit durch 
die Anwendung von Unterstützungs- und Schutzmechanismen garan-
tiert, die ihre Willensäußerung und Entscheidungsfindung ermöglichen.

Die Umsetzung des Inhalts dieses Artikels in die praxis wird daher 
von änderungen der heutigen Systeme der rechtlichen betreuung 
und Vormundschaft abhängen und sicherlich eine Reihe weiterer 
Veränderungen hervorrufen, um die nationale Gesetzgebung an das 
neue im übereinkommen vorgesehene Modell anzupassen.

Die Teilhabe von Menschen im politischen Bereich stellt noch eine 
Herausforderung dar, die es noch in Angriff zu nehmen gilt. Obwohl 
diesen Menschen theoretisch ihre politischen Rechte und die notwen-
digen bedingungen zu ihrer vollen Ausübung gewährleistet sind, ist 
ihre Teilhabe im politischen und öffentlichen Raum noch immer 
verschwindend gering. Der begriff der barrierefreiheit im weitesten 
Sinne führt hier zu wichtigen Folgen. 

Die Resolution Nr. 21.008 vom 5. März 200217 zur Stimmabgabe von 
Wählern mit behinderungen bestimmt die Schaffung von Wahllokalen 
an leicht zugänglichen Orten, mit nahe gelegenen parkplätzen und 
behindertengerechten Einrichtungen inklusive Toiletten. Dieselbe 
Regelung weist auf die Notwendigkeit hin, dass die elektronischen 
Wahlurnen über brailletastatur und Tonhilfen für Wähler mit Sehbe-
hinderungen verfügen und dass in Wahlwerbespots und Wahlpro-
grammen ein Dolmetscher der brasilianischen Gebärdensprache 
LIbRAS oder Untertitel eingeblendet wird. Tatsächlich sind die Wahl-
kampagnen in der praxis noch nicht voll barrierefrei und viele Wahl-
lokale zeigen Mängel in der Zugänglichkeit und zur uneingeschränk-
ten Ausübung des Wahlrechts auf.

Was Menschen mit geistiger behinderung angeht, dürfen in der 
praxis nur die Menschen mit geistiger behinderung wählen, für die 
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keine rechtliche Totalbetreuung errichtet wurde. Die Ausübung ihres 
Wahlrechts ist nirgends explizit untersagt, weder in der Wahlordnung 
noch in der bundesverfassung, die übrigens auch Analphabeten und 
Jugendliche im Alter von sechzehn bis achtzehn Jahren zur Wahl 
zulässt – personen, die eigentlich laut Zivilgesetzgebung nicht voll 
handlungsfähig sind. Der Grund dafür findet sich im Artikel 15 der 
bundesverfassung, nach dem die Erklärung der absoluten Geschäfts-
unfähigkeit eines Menschen zum Verlust seiner politischen Rechte 
führt. Damit Menschen mit geistiger behinderung ihr Wahlrecht 
ausüben können, ist es demnach notwendig, dass der Richter dieses 
Recht im entsprechenden Urteil der Errichtung einer Teilbetreuung 
hervorhebt. In der praxis wird diesem Teil der bevölkerung das Wahl- 
recht nicht immer voll garantiert.

Noch ist es eine kleine Zahl von Volksvertretern – bundesabgeordne-
ten und Senatoren –, die eine Art von behinderung haben. Derzeit 
haben von den im Jahr 2010 gewählten 513 bundesabgeordneten, 
deren Amtszeit vom 1. Februar 2001 bis zum 31. Januar 2015 läuft, 
nur drei eine behinderung. Dazu kommen sechs Senatoren, die 
Angehörige von Menschen mit behinderungen haben und somit für 
das Thema sensibilisiert sind.

Soziale Absicherung 

Wie bereits hervorgehoben, hat brasilien eine große Sammlung von 
Rechtsnormen über die Rechte von Menschen mit behinderungen. 
Obwohl man in der Theorie die Existenz eines sozialen Netzes zur 
Absicherung der Menschen mit behinderungen erkennen kann, ist die 
große Mehrheit dieser Rechte in der praxis noch nicht konkretisiert 
worden.

Im bereich der Sozialversicherung gibt es beispielsweise derzeit 
keine spezifische Leistung im Ruhestand für Menschen mit behinde-
rungen mangels gesetzlicher Regelung des Themas. Die bundesver-
fassung behält in ihren Artikeln 40, paragraph 4, Absatz I und 201 
die Möglichkeit vor, verschiedene Kriterien für die Gewährung von 
Renten für Menschen mit behinderungen anzuwenden, die Leistungs-
empfänger des Allgemeinen Sozialversicherungssytems (Regime 
Geral de previdência Social) und des Einheitlichen Rechtssystems der 
bundesbeamten (Regime Jurídico Único dos Servidores civis da União) 
sind. Derzeit wird der Gesetzesentwurf Nr. 40/2010 bearbeitet, der 
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über die Gewährung einer Sonderrente für Menschen mit behinde-
rungen verfügt, die dem Allgemeinen Sozialversicherungssystem 
angehören.

Unter den Initiativen der Sozialfürsorge, die zum sozialen Netz der 
Menschen mit behinderungen gehören, gibt es das programm pflege-
versicherung in der Schule – programm zur betreuung und über-
wachung des Zugangs und des Verbleibens in der Schule (bpc na 
Escola – programa de Acompanhamento e Monitoramento do Acesso 
e permanência na Escola) von Kindern und Jugendlichen, die Emp-
fänger der pflegeversicherung (benefício de prestação continuada 
bpc) sind. Es handelt sich um ein sektorenübergreifendes programm 
der bundesregierung unter beteiligung des Ministeriums für soziale 
Entwicklung und Hungerbekämpfung, des Gesundheitsministeriums 
und des Sondersekretariats für Menschenrechte des präsidialamts. 
Die Initiative fördert den Zugang von Menschen mit behinderungen 
zur Schule, vor allem bis zum 18. Lebensjahr, und garantiert ihren 
Aufenthalt dort bis zum Abschluss.

Auch die Justiz fungiert als Teil des sozialen Sicherheitsnetzes, z. b. 
mit dem Gesetz Nr. 12.009/2009, das Vorrang für die Entgegen-
nahme und Abwicklung von Verwaltungsverfahren anordnet, in 
denen ein Mensch mit behinderungen partei oder betroffener ist. Im 
bereich der Judikative gab der Nationale Justizrat (conselho Nacional 
de Justiça, cNJ) die Empfehlung Nr. 27/2009 an die Gerichte heraus, 
Maßnahmen zur beseitigung von physischen oder baulichen sowie 
sprachlichen und persönlichen barrieren zu treffen, um Menschen mit 
behinderungen freien Zugang zu ihren Gebäuden und Dienstleistun-
gen zu gewährleisten18. In der praxis ist die barrierefreiheit der 
Gerichte noch keine Realität.

bezüglich der Gesetze und anderen Normen, die dem übereinkom-
men vorausgingen, billigte der Verfassungs- und Justizausschuss des 
brasilianischen parlaments (comissão de constituição e Justiça da 
câmara dos Deputados) am 10. Mai 2011 den Antrag auf Verfas-
sungsänderung (proposta de Emenda à constituição pEc 431/2009), 
der den Wortlaut der Artikel 7, xxxI; 23, II; 24, xIV; 37, VIII; 40,  
§ 4, I; 201, § 1; 203, IV und V; 208, III; 227, § 1, II und § 2; und 
244 der bundesverfassung zur Anpassung an den Text der UN-
behindertenrechtskonvention ändern soll, durch das Ersetzen des 
Ausdruckes „Träger einer behinderung” (portadores de deficiência) 

62



durch „Menschen mit behinderungen” (pessoas com deficiência).  
Der Antrag wird durch einen Sonderausschuss geprüft und an das 
plenum weitergeleitet, wo er in zwei Wahlgängen abgestimmt wird.19

Zur bearbeitung im parlament befinden sich derzeit noch weitere 
Gesetzesentwürfe: Nr. 101/11, der Schülern mit eingeschränkter 
Mobilität das Recht gewährleistet, sich unabhängig von der Existenz 
eines freien platzes in einer staatlichen Schule nahe des Wohnsitzes 
anzumelden; Nr. 100/11, der Einkaufszentren und große Supermärkte 
verpflichtet, Spezial-Aufzüge zur Nutzung von Menschen mit behin-
derungen oder eingeschränkter Mobilität bereitzustellen; Nr. 97/11, 
der das programm zur urbanen Zugänglichkeit und Mobilität (pro-
grama de Acessibilidade e Mobilidade Urbana) einführt, und schließ-
lich der Gesetzesentwurf Nr. 99/11, der auf Antrag zur Ausstellung 
von Festnetz- und Mobiltelefon-, Kreditkarten-, Strom-, Gas- und 
Wasserrechnungen in braille-Schrift verpflichtet. Dies sind beispiele 
für einige wenige Maßnahmen, die die brasilianische Legislative 
intern nach der Ratifizierung des übereinkommens getroffen hat.

bemerkenswert ist, dass in der praxis, z.b. seitens der brasilianischen 
Richter, trotz der bereits vor dem übereinkommen existierenden 
Gesetze und anderer Normen zur Inklusion der Menschen mit behin-
derungen eine weitgehende Unkenntnis über die schon formell diesem 
bevölkerungsteil zugesprochenen Rechte und Garantien herrscht. 
Damit die im übereinkommen ausgesprochenen Rechte verwirklicht 
werden, ist es unerlässlich, dass die Richter gründliche Kenntnisse der 
geltenden Rechtsvorschriften und dieses neuen Menschenrechtsab-
kommens haben. So ist eine umfassende Sensibilisierung und Schu-
lung der Gerichtsbarkeit in allen Instanzen notwendig, damit sie den 
Inhalt des übereinkommens kennen lernen und bereit sind, mit den 
Klageforderungen umzugehen, die die Zivilgesellschaft aufgrund der 
neuen im Abkommen vorgesehenen paradigmen stellen wird.

Formen der Unterstützung 

Ein staatliches Instrument zur Unterstützung von Menschen mit 
behinderungen und ihren Familien ist die so genannte pflegeversi-
cherung (benefício de prestação continuada, bpc), die mittels Ge-
setzerlass Nr. 62.114 vom 26. September 2007 geregelt wurde. Als 
Teil der sozialen Grundsicherung im Rahmen der staatlichen Sozial-
fürsorge (Sistema Único de Assistência Social, SUAS), durch das 
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Ministerium für soziale Entwicklung und Hungerbekämpfung im 
Einklang mit den bestimmungen der Nationalen politik zur Sozialfür-
sorge (política Nacional de Assistência Social, pNAS) eingerichtet, 
wird diese Leistung Menschen mit behinderungen oder Senioren ab 
65 Jahren gewährt, deren Haushaltseinkommen pro Kopf unter 
einem Viertel des geltenden Mindestlohns liegt, derzeit R$ 545,00, 
rund U$ 340. Zur Rechtfertigung des Leistungserhalts müssen die 
Menschen mit behinderungen nachweisen, „weder zu einem selbst-
ständigen Leben noch zur Arbeit fähig zu sein”. Angesichts dieser 
rechtlichen bestimmung haben viele Familien mit Kindern oder 
abhängigen Versorgungsberechtigten mit behinderungen sich dafür 
entschieden, diese nicht zur Arbeitssuche und damit zur Erlangung 
eines Stücks Selbstbestimmung und Selbstständigkeit zu ermutigen, 
aus Angst die staatliche Unterstützung zu verlieren.

Daten zeigen, dass etwa 72 prozent der über die pflegeversicherung 
erhaltenen Einkommen an Haushalte unter der Armutsgrenze gezahlt 
werden. 50 prozent der gesamten Summe gehen an Haushalte, die 
ohne das programm extrem arm oder völlig mittellos wären, d.h. die 
pflegeversicherung ist eine „Leistung, die hoch genug ist, um eine 
erhebliche Anzahl von Familien aus der Mittellosigkeit und Armut zu 
holen”.20 Obwohl brasilien bereits erfolgreich das Millenniumsziel der 
Vereinten Nationen zur Halbierung der extremen Armut bis 2015 
erreicht und das Ziel noch um ein weiteres Viertel für die kommen-
den vier Jahre angehoben hat, offenbaren diese prozentsätze doch, 
dass diese positiven Ergebnisse die Menschen mit behinderungen 
und ihre Familien nicht auf egalitäre Weise erreichen, denn sie gehö-
ren weiterhin einem Teil der extrem gefährdeten und ausgeschlosse-
nen bevölkerungsgruppe an.

Weitere Möglichkeiten zur Unterstützung von Menschen mit behinde-
rungen werden beispielsweise durch die bewilligung kostenlosen Trans- 
port oder Steuerbefreiungen wie im Falle der Steuer auf Industriepro-
dukte (Impostos sobre produtos Industrializados, IpI) beim Erwerb 
von im Inland gefertigten Fahrzeugen geschaffen. Diese Vergünsti-
gung, die heute Menschen mit körperlichen behinderungen, Sehbehin-
derungen, schwerer oder schwerster geistiger behinderung und Autis-
ten gewährt wird, könnte auf Menschen mit Hörschädigungen ausge-
weitet werden, da ein entsprechender Gesetzesentwurf, der die Zahl 
der begünstigten dieser Maßnahme erhöhen will, bereits unterwegs ist.
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In der Gesundheitspolitik hat der Staat die pflicht, den Nutzern des 
öffentlichen Gesundheitssystems Orthesen, prothesen, Stomabeutel 
und andere Hilfsmittel bereitzustellen, um Menschen mit behinderun-
gen bessere Lebensbedingungen zu ermöglichen, ihnen die Gelegen-
heit zu geben, ihre biologischen Funktionen wiederherzustellen und 
größere Selbstständigkeit zu erlangen. In der praxis jedoch ist dieses 
Recht nicht allen Menschen mit behinderungen garantiert. Laut 
Angaben der WHO ist für 90 prozent aller Menschen mit behinderun-
gen das Recht auf den Zugang zu Gesundheit und Rehabilitation 
nicht sichergestellt.

Hinsichtlich der Unterstützung aus der Gesellschaft lässt sich eine 
zunehmende Zusammenarbeit zwischen Nichtregierungsorganisatio-
nen, die für den Schutz der Rechte von Menschen mit behinderungen 
eintreten, und NROs, deren Schwerpunkt der Schutz und die Förde-
rung allgemeiner Menschenrechte spezifischer Gruppen wie Kinder, 
Jugendliche, Frauen und andere ist, feststellen. Diese Zusammen-
schlüsse haben zur Stärkung der bewegung der Menschen mit behin-
derungen beigetragen und es ermöglicht, dass die behinderung nun 
als Querschnittsthema behandelt wird und in koordinierterer Form 
auf der politischen Tagesordnung steht.

Auch die Gewerkschaften und Arbeitgebervereine unterstützen mehr 
und mehr die Verwirklichung der Rechte der Menschen mit behinde-
rungen durch die Schaffung gemeinsamer Ausschüsse zur Entwick-
lung von programmen zu ihrer Inklusion in bestimmte Sektoren des 
Arbeitsmarktes. 

Es ist zu erwarten, dass die auf Staatsinitiative einberufenen bera-
tenden Gremien für Public Policies auf bundes-, Länder- und kommu-
naler Ebene (conselhos de políticas públicas) als gemischte Einrich-
tungen zur sozialen Kontrolle, sowohl im bereich der Menschenrechte 
als auch der Rechte der Menschen mit behinderungen ihre noch 
geringe beteiligung und ihren Einfluss bei der Umsetzung von public 

policies der Inklusion verstärken werden. 

Wenn einerseits anerkannt werden muss, dass es Fortschritte gege-
ben hat, ist es andererseits notwendig hervorzuheben, dass Men-
schen mit behinderungen noch immer vor einer Reihe von problemen 
und Schwierigkeiten stehen, die sie an der Ausübung ihrer bürger-
rechte hindern. Nur von einem sehr kleinen Teil dieser Menschen 
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werden die Rechte respektiert. Die volle Wahrnehmung der Grund-
rechte und Garantien von Menschen mit behinderungen, gewährleis-
tet in der brasilianischen Verfassung und bekräftigt im übereinkom-
men der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit 
behinderungen, hängt noch immer vom Abbau einer Reihe von 
Hindernissen ab.

Es ist also erstrangig, dass der brasilianische Staat sich organisiert 
und strukturiert, um behinderung als ein Querschnittsthema im 
Rahmen der nationalen Entwicklungsprogramme, in den verschiede-
nen staatlichen politischen Maßnahmen, programmen und projekten 
einzubringen, die gesellschaftliche Veränderungen hervorrufen. Nur 
durch die Entwicklung von Strategien, die integrierte Aktionen in den 
bereichen der bildung, der Sozialfürsorge, der Arbeit und des Einkom-
mens, der Gesundheit, des Transports, des Wohnraums, der Kultur 
und Freizeit, unter anderen, umsetzen, wird es möglich sein, eine 
Gesellschaft aufzubauen, die sich durch ihre inkludierende Entwicklung 
auszeichnet und es den Menschen mit behinderungen ermöglicht, aus 
ihrem Teufelskreis von Armut und Marginalisierung auszubrechen und 
ihre bürgerrechte ohne Einschränkungen zu genießen.
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